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Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

Der Oberbürgermeister wird beauftragt zu überprüfen, ob im Zuge der Verkehrs – und 
Schulwegsicherheit, die 30er Strecke in der H.-Mann-Allee vor der Sporthalle auf den 
Bereich zwischen der Straße Am Alten Friedhof und der Tramhaltestelle Kunersdorfer Straße 
zur Verbesserung der Sicherheit für die Schulkinder erweitert werden kann. 

Dem Ausschuss für Klima, Umwelt und Mobilität ist im dritten Quartal 2024 zu berichten. 

  
 
 
Begründung: 
 
Die H.-Mann-Allee ist eine der am stärksten befahrenen Straßen im Potsdamer Stadtgebiet. 
Aus diesem Grund wurde im Bereich des Humboldt-Gymnasiums die Höchstgeschwindigkeit 
auf 30km/h begrenzt. Diese Strecke beginnt, bzw. endet auf Höhe der Sporthalle.  

Für die Schülerinnen und Schüler der Grundschule am Telegrafenberg würde eine 
Verlängerung dieser Strecke die Schulwegsicherheit erhöhen. 
 

 
Anlagen: 

1 Stellungnahme der Verwaltung öffentlich 
 

1 von 2 in Zusammenstellung



Landeshauptstadt Potsdam 
Geschäftsbereich 

Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am: 
Titel des Antrages: 

Drucksache Nr.: TOP: 

Stellungnahme der Verwaltung 
1. Rechtliche Einschätzung

2. Berücksichtigung im Haushaltsplan

3. Zeitliche Umsetzbarkeit

4. Inhaltliche Einordnung

Datum/Unterschrift 
Oberbürgermeister / Geschäftsbereichsleitende/r 50
2.

St
nS

VV
 0

1.
08

.2
2

2 von 2 in Zusammenstellung


	Vorlage
	Anlage  1 Stellungnahme der Verwaltung

	Dropdown1: [Bildung, Kultur, Jugend und Sport]
	frm_SitzungSVV: 15.05.2024
	frm_Titel: Schulwegsicherheit Grundschule Am Telegrafenberg / Humboldt Gymnasium
	frm_DrucksacheNr: 24 SVV 0561
	frm_TOP: 7.35
	frm_RechtlEinsch: 
Es handelt sich um eine Pflichtaufgabe zur Erfüllung nach Weisung zur  Umsetzung der Regelungen der StVO.

	frm_Berücksichtigung im Haushaltsplan: Für die Umsetzung sind keine Haushaltsmittel erforderlich.
	frm_Zeitliche Umsetzbarkeit: Die Vorlage des Prüfergebnisses ist termingerecht im dritten Quartal möglich.
	frm_Inhaltliche Einordnung: Der vorliegende Antrag, die innerorts geltende zulässige Höchstgeschwindigkeit auf 30 km/h zu reduzieren bzw. die vorhanden Tempo-30-Strecke zu verlängern, kann entsprechend dem geltenden Straßenverkehrsrecht (StVO) behördlich überprüft werden.


	DatumUnterschrift: 
	drucken: 
	zurück: 


